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Reform der EU-Fiskalregeln: Sparpolitik verhindern,  
Demokratisierung vorantreiben! 

In Brüssel wird gerade auf Hochtouren an einer 

Reform der europäischen Fiskalregeln gearbeitet. 
Die EU-Kommission hat Anfang November 2022 

erste Vorschläge vorgelegt. Nun liegt es am Rat, 
Kompromisslinien auszuloten, auf deren Basis 

noch im Frühjahr konkrete Gesetzesvorschläge 

vorgelegt werden könnten.  

Die deutsche Bundesregierung nimmt in der aktu-
ellen politischen Gemengelage eine Schlüssel- 
position ein, daher verfolgt die europäische  

Öffentlichkeit aufmerksam die Positionierung des 
deutschen Finanzministers. Dieser hat sich in den 

letzten Wochen zum ersten Mal öffentlich zum 

Kommissionsvorschlag geäußert.  

Im Kern schlägt die EU-Kommission vor, dass  

politische Verhandlungen zwischen den Mitglied-
staaten und der EU-Kommission ins Zentrum der 

wirtschaftspolitischen Koordinierung rücken.  
Wie schnell Staatsschulden abgebaut werden 

müssen, soll nicht mehr mechanisch auf Basis 
makroökonomischer Eckwerte ermittelt, sondern 
in einem Aushandlungsprozess mit den Mitglied-

staaten vereinbart  werden.  

Diese Neuerung in der politischen Steuerung 
scheint dem Bundesfinanzministerium ein Dorn 

im Auge zu sein, denn der Finanzminister unter-

streicht, dass „Fiskalregeln […] keine Verhand-

lungssache [sind]“.  

Aus gewerkschaftlicher Perspektive ist es gut, 
wenn die zukünftige europäische Fiskalpolitik 

stärker von politischen Aushandlungsprozessen 
geprägt ist und weniger von einer mechanischen 
Regelanwendung. Die Fiskalpolitik ist keine tech-

nische Angelegenheit, die man an Experten dele-
gieren kann, die den Mitgliedstaaten die richtige 

Haushaltpolitik verordnen. Der Fokus auf politi-
sche Verhandlungen kann eine Chance darstellen. 

Richtig umgesetzt, könnte so mit den Mitglied-

staaten ein behutsamer Schuldenabbau verein-
bart werden, der mehr Spielraum lässt zur  

Finanzierung öffentlicher Investitionen und 
Wachstumsimpulse setzt. Damit könnten die 

Kommissionsvorschläge ein Türöffner sein für 

eine flexiblere Anwendung der Regeln. 

Mehr politische Verhandlungen sind also der rich-
tige Weg, diese müssen aber demokratisch einge-
bettet werden. Der Deutsche Gewerkschaftsbund 

fordert deshalb in einer aktuellen Stellungnahme, 
dass bei den anstehenden Reformen auch die po-

litischen Mechanismen der Wirtschaftspolitischen 

Steuerung (Economic Governance) in der EU auf 

den Prüfstand kommen. 

Denn der Konsolidierungsdruck auf die mitglied-
staatlichen Haushalte wird in den nächsten Jah-

ren voraussichtlich deutlich steigen. Auch drohen 
makroökonomische Ungleichgewichte, denn die 

Inflationsraten in der Eurozone entwickeln sich 

stark auseinander (siehe Grafik).  

Um zu verhindern, dass die EU-Kommission  
einigen Mitgliedstaaten – ähnlich wie während 

der Eurozonenkrise – eine rigide Sparpolitik  
verordnet, ist eine stärkere Demokratisierung der 

EU Economic Governance zentral. Konkret fordert 

der DGB etwa eine Stärkung der Parlamente auf 
nationaler und europäischer Ebene sowie eine  
effektive Einbindung der Sozialpartner in der zu-

künftigen wirtschaftspolitischen Koordinierung.  
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